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Der vorliegende Synthesebericht enthält eine Beschreibung der Ziele des Bewirtschaftungsplans für 
die Flussgebietseinheit (BPFGE) und des Umweltverträglichkeitsbericht (UVB), eine 
Umweltbestandsaufnahme des wallonischen Teils der Flussgebietseinheit "Rhein", eine ökologische 
Analyse zu den wahrscheinlichen Auswirkungen der Durchführung des BPFGE, die Gründe, warum 
das Projekt ausgewählt wurde, eine Vorstellung der geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, zur 
Verringerung und, wenn möglich, zur Kompensierung eventueller negativer Folgen für die Umwelt, 
die vom BPFGE ausgehen, sowie diese zur Überwachung der weiteren Durchführung. 

1. Ziel des BPFGE und des UVB  

In den BPFGE werden für eine Dauer von sechs Jahren die Schwerpunkte und Maßnahmen für eine 
ausgewogene Bewirtschaftung der Wasserressourcen sowie die Ziele hinsichtlich der in den 
wallonischen Einzugsgebieten zu erreichenden Wasserqualität und -mengen gemäß den 
Verpflichtungen der  Wasserrahmenrichtlinie definiert, wobei folgende Ziele angestrebt werden:   

 Wiederherstellung und Verbesserung des Zustands der Oberflächengewässer und der 
Grundwässer (sowie der von ihnen abhängigen Landökosysteme und Feuchtgebiete) und 
Verhinderung jeglicher weiteren Verschlechterungen der Wasserqualität; 

 Förderung einer nachhaltigen Wassernutzung;  

 Allmähliche Reduzierung von Einleitungen, Emissionen und Verlusten von - sogenannten 
prioritären - Stoffen und endgültige Einstellung von Einleitungen gefährlicher Stoffe ins Wasser; 

 Bis 2015 einen guten Zustand der Gewässer erreichen. Für die Oberflächengewässer ist damit der 
gute ökologische und chemische Zustand gemeint. Für die Grundwässer ist damit ein guter 
quantitativer und chemischer Zustand gemeint; 

 Die Umweltziele der von anderen europäischen Richtlinien erfassten Schutzgebiete einhalten; 

 Zur Minderung der Auswirkungen von Überschwemmungen und Dürren beitragen; 

 Die Erhaltung der Qualität der Gewässer gewährleisten. 

Der BPFGE steht in Übereinstimmung mit den Plänen und Programmen, die auf der Ebene der 
Wallonie und auf föderaler Ebene gelten, sowie mit den Bebauungs- und Raumordnungsunterlagen, 
die möglicherweise direkte/indirekte Auswirkungen auf die Bewirtschaftung der Wasserressourcen 
haben. Die Liste dieser Unterlagen und ihre Beschreibungen sowie ihre jeweilige Beziehung zum 
BPFGE befinden sich im Umweltverträglichkeitsbericht des BPFGE "Rhein". 

Anhand des UVB soll jede der Maßnahmen, so wie sie im Entwurf des Bewirtschaftungsplans 
beschrieben ist, hinsichtlich ihrer möglichen Auswirkungen auf die verschiedenen 
Umweltkomponenten einzeln analysiert werden, um die Auswirkungen der Durchführung des BPFGE 
"Rhein" auf die Umwelt qualitativ zu erfassen. Die Beurteilungsmethode befindet sich im 
Umweltverträglichkeitsbericht des BPFGE.  

2. Umweltbestandsaufnahme der Flussgebietseinheit 

2.1. Der geografische Kontext1 

Das in Frage kommende Planungsgebiet  ist der wallonische Teil der Internationalen 
Flussgebietseinheit (IFGE) Rhein, der mit dem einzigen Teileinzugsgebieten der Mosel 
übereinstimmt. Der wallonische Teil der IFGE ist grenzüberschreitend zum Großherzogtum 
Luxemburg und Deutschland und grenzt an die IFGE Maas.  Das Untersuchungsgebiet mit einer 

                                                           
1 Die Daten in diesem Abschnitt stammen aus dem Entwurf des BPFGE "Rhein" und des Berichts über den Zustand der wallonischen Umwelt 
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Oberfläche von mehr als ± 767 km² besteht aus 16 Oberflächenwasserkörpern (wovon 8 
grenzüberschreitend sind) und aus 2 Grundwasserkörpern. Der wallonische Teil der IFGE "Rhein" ist 
eine Region mit einem ländlichen, landwirtschaftlichen und forstlichen Charakter und mehr als 90 % 
des Gebiets besteht aus Wiesen und Wäldern, also folglich mit einer geringen Bevölkerungsdichte. 
Die Belastungen kommen von den landwirtschaftlichen Gebieten, die einen bedeutenden Teil des 
Gesamtgebiets ausmachen (48 % des wallonischen Teils der IFGE). Die Industrialisierung ist schwach, 
aber es gibt eine Konzentration industrieller Belastungen bei Bastogne und Sankt-Vith. 

  
Abbildung 1: Karte der IFGE in der Wallonie 

2.2. Die ökologischen Herausforderungen 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung der Maßnahmen des Entwurfs des BPFGE erfordert, vorerst, die 
Erstellung einer Auflistung der ökologischen Herausforderungen hinsichtlich des wallonischen Teils 
der IFGE "Rhein". 

Der Inhalt des vorliegenden Abschnitts basiert auf einer SWOT-Analyse2 des wallonischen Teils der 
Flussgebietseinheit, sowohl hinsichtlich ihres ökologischen Zustands (Diagnoseelemente) wie auch 
hinsichtlich ihrer Entwicklungserwartungen, falls der BPFGE nicht durchgeführt werden würde 
(Entwicklungstendenzen). 

• Oberflächengewässer : Die Oberflächenwasserkörper (OFWK)  wallonischen Teils der IFGE "Rhein" 
sind in gutem Zustand. Trotz alledem sind bestimmte landwirtschaftliche Praktiken, sowie eine 
fehlende kollektive und autonome Sanierung, bestimmte industrielle Tätigkeiten und das 
Vorhandensein von möglicherweise verunreinigten Standorten verantwortlich für Veränderungen 
der Oberflächengewässer. Da diese Belastungen die wahrscheinliche Ursache der Nichterreichung 
des guten Zustands bestimmter Wasserkörper sind, ist es wünschenswert, dass die Maßnahmen 
des BPFGE sich vorrangig auf diese Belastungen auswirken sollten, um die Ziele bezüglich eines 
guten Zustands der WRR bis 2015 zu erreichen. 

                                                           
2 SWOT, aus dem Englischen: Strengths (Stärken), Weaknesses (Schwächen), Opportunities (Chancen) und Threats (Bedrohungen) 
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• Grundwässer : Für beide Grundwasserkörper (GWK) kann keine signifikante Veränderung des 
qualitativen Zustands noch eine signifikante Senkung des Pegels in den Grundwasserleitern 
(quantitativer Zustand) festgestellt werden . Der allgemeine Zustand der GWK wird als gut 
eingestuft und es gibt im Allgemeinen keine Gefahr, dass der gute Zustand 2015 für beide GWK 
nicht erreicht würde. Allerdings ist die Gefahr einer lokalen Verunreinigung durch hauptsächlich 
landwirtschaftliche Quellen nicht zu vernachlässigen. Folglich sollten die Maßnahmen des BPFGE 
vorrangig auf diese Belastung einwirken, um die Tendenzen einer Verschlechterung durch Nitrate 
an mehreren Stellen des betroffenen Wasserkörpers umzukehren. Parallel dazu sollten die 
Maßnahmen des BPFGE darauf abzielen, den aktuellen guten Zustand der beiden GWK zu erhalten. 

• Schutzgebiete (SG): Die Schutzgebiete umfassen Gebiete für die Entnahme von Wasser für den 
menschlichen Gebrauch, Badegebiete (1 Gebiet), gefährdete und empfindliche Gebiete, Natura 
2000-Gebiete (17 Gebiete, die 10 % der Oberfläche des Gesamtgebiets ausmachen) , Feuchtgebiete 
(1 RAMSAR-Gebiet) sowie die Fischgewässer (1 Gebiet). Sie werden zwecks Schutz und Erhaltung 
der Gebiete definiert, die aufgrund der anthropogenen Belastungen als gefährdet gelten, oder die 
als wichtig für die öffentliche Gesundheit betrachtet werden. Die Stärken und Schwächen dieser 
Schutzgebiete hängen von den eventuell auf den OFWK und GWK ausgeübten Belastungen ab. 

3. Analyse der grundlegenden Maßnahmen des Entwurfs des BPFGE 

Der Entwurf des BPFGE wurde unter Einbeziehung einer Anzahl von Maßnahmenpaketen (mit 
grundlegenden sowie ergänzenden Maßnahmen) erstellt, wovon eine erste Gruppe die 69 
grundlegenden Pflichtmaßnahmen enthält, die aufgrund der Richtlinien und bestehenden Gesetze 
anfallen.  

Die Umweltverträglichkeitsprüfung der Maßnahmen des Entwurfs des BPFGE erfordert,  einerseits 
die Erstellung einer Auflistung der ökologischen Herausforderungen (siehe vorigen Abschnitt) , und 
andererseits eine detaillierte Analyse der Auswirkungen des Maßnahmenpakets, das die folgenden 
grundlegenden Maßnahmen, jeweils für jedes Unterthema, umfasst: 

• Abwasserreinigung: Bei der kollektiven Sanierung ist das Hauptziel der grundlegenden 
Maßnahmen eine Erhöhung der Aufbereitungskapazität durch den Bau der wichtigsten neuen 
Klärstationen. Eine größere Anzahl dieser Anlagen wird direkte, jedoch als unerheblich betrachtete 
Auswirkungen auf die Qualität der Oberflächengewässer und das Grundwasser haben. Diese 
Maßnahmen gehen mit einer als nicht signifikant eingeschätzten Erhöhung der 
Klärschlammmengen einher.   Außerdem sollte die Verbesserung der Klärschlammqualität dem 
landwirtschaftlich verwertbaren Teil zugutekommen. Der Betrieb der Klärstationen müsste eine 
erhöhte Produktion von Treibhausgasen verursachen, was, angesichts des Prozentsatzes der 
Emissionen (< 1 %) (Zustand der wallonischen Umwelt), der diesem Sektor auf Regionalebene 
angelastet wird, ebenfalls als nicht signifikant eingeschätzte wird. Der Bau der Klärstationen kann 
erhebliche lokale landschaftliche und akustische Auswirkungen haben, die von Fall zu Fall zu 
beurteilen sind und mittels des geltenden Gesetzesrahmens minimiert werden  
(Globalgenehmigung mit Umweltverträglichkeitsprüfung, insbesondere was die Landschaft 
betrifft). Die Anwendung des tatsächlichen Kostenpreises sollte das Verhalten ändern und dank 
dieses stärkeren Preissignals zur Reduzierung der abgeleiteten Schadstoffe führen. 
Die Anpassung zur Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften der Wohnungen im autonomen 
Sanierungsgebiet müsste positive lokale Auswirkungen auf die GWK und die Böden haben, obwohl 
dies von Fall zu Fall zu beurteilen ist, je nach Art der Klärsysteme, ihrer Verteilung und des 
Ausmaßes ihrer Belastung in einem bestimmten Gebiet.  
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• Industrie : Angesichts der geringen industriellen Dichte des Gesamtgebiets und der von diesem 
Sektor ausgehenden Belastungen werden die eingesetzten Maßnahmen gewiss Auswirkungen auf 
die GWK, die OFWK und die SG (Schutzgebiete) haben, aber in nur unerheblichem Ausmaß. Die 
meisten grundlegenden Maßnahmen betreffen die Anwendung des Prinzips des tatsächlichen 
Kostenpreises, die Ortung und die Anpassung an die Normen der industriellen Schadstoffe, die 
Kontrolle der Industrieunternehmen und die Anwendung der besten verfügbaren Techniken (BVT - 
spätere Verarbeitung und Bearbeitung) sowie die Verwertung des Trockenlegungswassers. 

• Landwirtschaft: Die Maßnahmen für die Landwirtschaft sind in 5 Unterthemen unterteilt, wobei 
zwischen den folgenden Belastungen unterschieden wird: 
Einbringung von Nährstoffen und Pestiziden:  Die Maßnahmen sollten durch Filterung oder Abbau 
die Einbringung von Pflanzenschutzmitteln in die Gewässer begrenzen. Parallel dazu sollte dies, 
dank einer Verringerung des Pestizidanteils in den verschiedenen Umweltkompartimenten, zu 
einer moderaten aber sicheren Verbesserung der menschlichen Gesundheit und der Luftqualität 
führen.  Die erwarteten Ergebnisse müssten (angesichts der Mobilität der Nitrate im Boden 
zumindest mittelfristig) für die Oberflächengewässer und das Grundwasser, den Boden und die 
biologische Vielfalt positiv sein, da die Flüsse weniger eutrophiert und die Böden weniger 
übersättigt werden. 
Erosion: Die Maßnahmen zur Bekämpfung der Erosion werden nur geringfügige Auswirkungen 
haben, angesichts der geringen Erosionsbelastungen im wallonischen Teil der IFGE "Rhein". Diese 
Maßnahmen werden auch Auswirkungen auf den Rückgang der Bodenverluste und Ähnliches durch 
Wassererosion aufgrund von Hochwasser haben, sowie positive, wenn auch begrenzte 
Auswirkungen auf die biologische Vielfalt, dank einer besseren Pflanzendecke, und auf die 
Badegebiete (dank einer Verringerung der von Viehherden verursachten fäkalen Verschmutzung). 
Die Agrarumweltmaßnahmen könnten signifikantere Auswirkungen auf die Verbesserung des 
Zustands der Wasserkörper, des Bodens, der biologischen Vielfalt und auf die Schutzgebiete als 
Ganzes haben. Das Ausmaß dieser positiven Entwicklung hängt von den (hauptsächlich finanziellen) 
Anreizen ab, die den Leitern landwirtschaftlicher Betriebe zur Verwirklichung positiver Ergebnisse 
geboten werden. 
Landwirtschaftsfremde Organische Substanzen (LOS): die erhöhte landwirtschaftliche Nutzung der 
LOS (hauptsächlich Klärschlamm) ermöglicht eine organische Verbesserung der immer stärker 
mineralisierten Böden. Allerdings ist hier auch die historisch bedingte Zurückhaltung der 
Öffentlichkeit hinsichtlich der Ausbringung von Klärschlamm auf Flächen für die 
Nahrungsmittelproduktion und der Druck der Agrarnahrungsmittelindustrie auf die Landwirte zu 
berücksichtigen. 

• Gemeinschaften und Haushalte, die außerhalb eines Gebiets mit Abwasserreinigung wohnen: Die 
Maßnahmen umfassen die Verringerung des Gehalts an Pflanzenschutzmitteln im öffentlichen 
Bereich.  Diese Maßnahmen müssten unmittelbare positive Auswirkungen auf die Reduzierung der 
Belastung in den Oberflächengewässern haben und sollten auch zu einer geringeren 
Verschmutzung des Grundwassers durch Punktquellen führen. Diese müsste indirekt der 
Bodenqualität und der biologischen Vielfalt zugutekommen.    

• Schutzgebiete: Die Maßnahmen zur Förderung der Natura 2000-Gebiete sind hauptsächlich 
Agrarumweltmaßnahmen, die zu einer direkten Verbesserung des Grundwassers führen, indem sie 
den Eintrag landwirtschaftlicher Produktionsmittel und von Sedimenten sowie die Säurebildung 
verringern.  
Durch die Prüfung der Qualität des Entnahmewassers wird eine Verringerung der Gefahr der 
Verunreinigung ermöglicht und somit eine Verbesserung des Grundwassers, aber auch der 
Oberflächengewässer, der Böden und der biologischen Vielfalt.  
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Für das Badegebiet, das trotz geringer Belastungen eine zu geringe Qualität hat, werden 
flussaufwärts gelegene Schutzgebiete Verbesserung bringen.   

• Entnahme, Hochwasser und Niedrigwasser: Die verstärkte Begrenzung der Entnahmen müsste die 
Oberflächengewässer- und Grundwasserkörper auf signifikant eingeschätzte Weise verbessern. Die 
Bereitstellung des Trockenlegungswassers für die Wasserproduzenten sowie die Erfassung und die 
Überwachung der Grundwasserentnahmen werden geringe positive  Auswirkungen auf das 
Grundwasser haben, angesichts der Tatsache, dass kein quantitatives Risiko festgestellt wurde.  
Die Bestimmung der Schwellen des Erosionsrisikos, die Erhaltung und Wiederherstellung der 
Feuchtgebiete, die Bildung von zu flutenden Gebieten, die Verringerung von Wasserabfluss in den 
landwirtschaftlichen Gebieten und die Anpflanzung von Hecken und Böschungen sollten das Risiko 
auf Hochwasserperioden und ihren Umfang verringern, und somit auch gesundheitliche, materielle 
und finanzielle Schäden von der Bevölkerung abwenden. Außerdem wird dies als signifikant 
eingeschätzte Auswirkungen auf die Oberflächengewässer und auf die Entwicklung der 
biologischen Vielfalt haben.  

• Verschmutzungsunfälle und historische Verschmutzungen: Die Maßnahme zur Sanierung der 
verschmutzten Standorte und/oder zur Beherrschung der Risiken einer Verunreinigung sollte die 
Qualität der Oberflächengewässer, und indirekt des mit ihnen verbundenen Grundwassers, 
erheblich verbessern, und so die Belastungen aus Punktquellen der Wasserkörper mit Wasser für 
den menschlichen Gebrauch verringern. Die Sanierung verunreinigter Standorte führt zu 
wirtschaftlichen Chancen und zur Verbesserung der Lebensqualität, aber durch sie entstehen auch 
mittels der angewandten Sanierungstechniken schwer verwertbare Abfälle, obschon diese 
Techniken allgemein gewählt werden, um ebenfalls Kollateralwirkungen auf die Umwelt zu 
minimieren. Diese mit der Vermeidung von Verschmutzungsunfällen zusammenhängende 
Maßnahme sollte indirekt eine Verbesserung der Qualität der Böden, der Wasserkörper und der 
biologischen Vielfalt ermöglichen.    

• Erholungsaktivitäten: Die grundlegende Maßnahme besteht aus der Umsetzung von 
Fischbewirtschaftungsplänen, die eine ausreichende Qualität der Wasserläufe gewährleisten. 
Interessehalber sollte allerdings darauf hingewiesen werden, dass Erholungsaktivitäten, wie z. B. 
das Fischen, doch schwache Belastungen für den wallonischen Teil der IFGE bilden, und dass die 
oben genannten Maßnahmen also nur schwache, wenn auch positive Auswirkungen haben 
dürften. 

• Hydromorphologie: Die Maßnahmen zur Verbesserung der hydromorphologischen Qualität der 
Wasserläufe, wie z. B. ein Verbot des Zugangs von Vieh zum Wasserlauf, die Wiederherstellung der 
lateralen Kontinuität sowie der Längskontinuität, die Erhaltung oder Wiederherstellung der 
Auenwälder, eine Neubearbeitung des Rechtsrahmens «Wasserläufe» oder auch ein Inventar der 
Hindernisse hinsichtlich der Durchgängigkeit für Fische und ein Rahmen für die Entwicklung von 
Wasserkraft, werden sich unmittelbar positiv auf die Oberflächengewässer und die biologische 
Vielfalt auswirken. 

4. Beurteilung der Alternativen und Rechtfertigung für den BPFGE 

4.1. Alternative «0», wobei der BPFGE nicht umgesetzt würde  

Die allgemeine Feststellung des Abschnitts 2.2 (ökologische Herausforderungen) ist, dass der Zustand 
der Umwelt und die wahrscheinliche Entwicklung dieses Zustands bis 2015, abgesehen von der 
einfachen Verpflichtung aufgrund der WRR, die Umsetzung irgendeines BPFGE sowieso erforderlich 
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machen. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass es hinsichtlich der GWK keine Hinweise dafür gibt, 
dass der gute Zustand zum Fristablauf im Jahr 2015 nicht erreicht würde. 

4.2. Alternative hinsichtlich der Umsetzung  grundlegender und ergänzender Maßnahmen 

Mit dem 2. Maßnahmenpaket, das im Rahmen der Beurteilung des Entwurfs des BPFGE geplant ist, 
und das alle grundlegenden Maßnahmen sowie alle ergänzenden Maßnahmen umfasst, wird darauf  
abgezielt, frühestens bis 2015 den in der WRR festgelegten guten Zustand zu erreichen. Das 
ergänzende Maßnahmenpaket wird außerdem einer vergleichenden Analyse unterzogen, die in 
diesem Abschnitt zu finden ist, und anhand derer sich der ökologische Mehrwert dieser Maßnahmen 
im Vergleich zu den grundlegenden Maßnahmen (im vorigen Abschnitt beschrieben) beurteilen lässt. 

• Abwasserreinigung: Keine ergänzende Maßnahme, da alle Maßnahmen verbindlich sind 
(grundlegende Maßnahmen). 

• Industrie : Die für dieses Thema vorgesehenen ergänzenden Maßnahmen sind hauptsächlich 
Maßnahmen zur Überwachung und Verringerung der Risiken hinsichtlich des Grundwassers, die 
sicher günstige Auswirkungen haben sollten, insbesondere für die Böden und das Grundwasser 
selbst. Die Neufassung der Umweltgenehmigungen gemäß den Zielen der WRR dürfte die 
Auswirkungen der industriellen Aktivitäten auf die Oberflächengewässer, das Grundwasser und die 
Böden stark begrenzen. 

• Landwirtschaft: Die ergänzenden Maßnahmen für den landwirtschaftlichen Sektor sind in zwei 
Kategorien unterteilt, wobei zwischen den folgenden Belastungen unterschieden wird:  
Einbringung von Nährstoffen und Pestiziden:  Die ergänzenden Maßnahmen bezwecken eine 
Begrenzung der Einbringung von Nährstoffen in landwirtschaftliche Böden, wovon eine der 
Schlüsselmaßnahmen das Anlegen ständig grasbedeckter Ufer ist. Dies wird dann zur Verringerung 
der Stickstoffsättigung der Böden und der möglichen Migration in das Grundwasser, sowie 
eventuell in die Oberflächengewässer, führen. Folglich wird auch eine Verringerung der 
Eutrophierung der Wasserläufe und der gesundheitlichen Risiken im Zusammenhang mit einer 
Überschreitung der Nitratwerte in den Trinkwasserentnahmegebieten erwartet. Das Anlegen 
ständig grasbedeckter Ufer sowie weitere ergänzende Maßnahmen zur Verringerung der 
Einbringung von Pestiziden müssten signifikante Auswirkungen haben, da sie die Verarmung der 
Böden und die Verlagerung von Pestiziden in die GWK verringern.  
Erosion: Dieses Unterthema spielt kaum eine Rolle hinsichtlich des Erreichens der guten 
Wasserqualität. Allerdings müssten die ergänzenden Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Erhaltung der Böden (Fruchtbarkeit, Durchlässigkeit, Stabilität) beitragen und so zu einer 
Verringerung der für die biologische Vielfalt und die Schifffahrt schädlichen Sedimentation in den 
Wasserläufen, die eine wesentliche Abfallquelle durch Baggerung ist, führen. Außerdem ist an 
dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass eine Verringerung der Einbringung von Makroschadstoffen 
und Pflanzenschutzmitteln aus den Sedimenten von erodierten Böden erwartet wird. Jedoch 
werden die Erosionsphänome durch diese Maßnahmen nicht gänzlich gelöst werden können, da sie 
von nicht beeinflussbaren, hauptsächlich klimatischen und meteorologischen, Faktoren abhängen.  

• Gemeinschaften und Haushalte, die außerhalb eines Gebiets mit Abwasserreinigung wohnen: Die 
ergänzenden Maßnahmen sollten eine Begrenzung der nicht landwirtschaftlichen Pestizide 
ermöglichen und so zu einer erheblichen Verbesserung des Zustands der Oberflächengewässer und 
des Grundwassers führen. Gleichzeitig sollte dies indirekt zur Verbesserung der biologischen 
Vielfalt und biologischen Qualität der Böden führen.  Außerdem würden die Risiken für die 
Volksgesundheit weiter verringert.  
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• Schutzgebiete: Die Schutzgebiete für die Wassergewinnung waren Gegenstand ergänzender 
Maßnahmen, wobei Entnahmeverträge abgeschlossen und eine Diagnosezelle «Pestizide – 
Entnahmen» gegründet wurden. Diese Maßnahmen könnten signifikante Auswirkungen auf die 
Qualität des Grundwassers, insbesondere auf dieses, das als Trinkwasser verwendet wird, haben.  

• Entnahme, Hochwasser und Niedrigwasser: Die ergänzenden Maßnahmen hinsichtlich der 
Entnahmen (Betrieb eines Überwachungsnetzes und Entnahmeeinschränkung) werden eine 
effektivere Nutzung der unterirdischen Ressourcen erlauben und werden ihre Erhaltung 
gewährleisten, auch wenn die Belastungen aufgrund von Entnahmen sowieso im Allgemeinen 
gering sind. Allerdings könnte die Einführung von Einschränkungen sich negativ auf die 
Wirtschaftsbereiche auswirken, die von diesen Entnahmen abhängig sind.  
Die beiden ergänzenden Maßnahmen des Unterthemas «Hochwasser», nämlich die Aufklärung 
über alternative Techniken zur Bodenversiegelung und das Anlegen von Rückhaltebecken, werden 
einerseits die Anzahl Hochwasserperioden verringern und andererseits auch die Einbringung von 
Sedimenten und Schadstoffen in die Wasserläufe begrenzen. 
Mit den Maßnahmen des Unterthemas «Niedrigwasser» wird Folgendes bezweckt: Informationen 
über den Wasserstand der Wasserläufe und ihr Niedrigwasserverhalten sammeln, einen besseren 
Wasserstand der Wasserläufe ermöglichen, zur Erhaltung der biologischen Vielfalt beitragen und 
gute physikalisch-chemische, biologische und morphologische Parameter gewährleisten. 

 
• Verschmutzungsunfälle und historische Verschmutzungen: Die ergänzenden Maßnahmen 

bezwecken eine Bestimmung der Beziehung zwischen Sedimenten und Schadstoffen, um ein 
besseres Bild hinsichtlich der Auswirkungen auf die aquatische Umwelt zu bekommen.  

• Erholungsaktivitäten: Der Flusstourismus und die Wasseraktivitäten, wie z. B. Kayakfahrten, sind 
Gegenstand einer ergänzenden Maßnahme, die die Anwendung guter Praktiken unterstützt, was 
die biologische Vielfalt, die Landschaft, die Oberflächengewässer und die Schutzgebiete verbessern 
sollte.  

• Hydromorphologie: Keine ergänzende Maßnahme. 

4.3. Rechtfertigung für den Entwurf des BPFGE 

Einleitend sollte daran erinnert werden, dass der UVB keine Analyse der Verwirklichung der Ziele der 
WRR beinhaltet. Das Ziel der Studie ist die Beurteilung der qualitativen Auswirkungen der 
Maßnahmen des BPFGE auf alle Umweltkomponenten. 

Zwei Maßnahmenpakete mit unterschiedlichen Ansprüchen (grundlegend/ergänzend) wurden bei 
der Erstellung des BPFGE geplant. Die ökologische Analyse des BPFGE zeigt, dass die Umsetzung jeder 
Maßnahmengruppe zu hauptsächlich günstigen Auswirkungen für die Umweltkomponenten als 
Ganzes führen könnte. Trotz alledem haben die wallonischen Umweltbehörden im BPFGE (auf der 
Grundlage der Messergebnisse, von Modellen und Expertenmeinungen) klargestellt, dass es nicht 
möglich ist bis 2015 einen guten Zustand aller Wasserkörper des wallonischen Teils der 
Flussgebietseinheit zu erreichen, sogar wenn die ergänzenden Maßnahmen umgesetzt werden. 
Außerdem hat die wirtschaftliche Analyse, die parallel zum BPFGE durchgeführt wurde, und die eine 
seiner Anlagen bildet, ermöglicht, dass von allen möglichen Maßnahmenalternativen die wirksamste 
hinsichtlich der annehmbaren Kosten (Begriff der unverhältnismäßigen Kosten) gewählt wurde. Es ist 
selbstverständlich so, dass die geplanten Maßnahmen zur Verwirklichung des guten Zustands der 
Wasserkörper auch Kriterien der technischen Machbarkeit, der ökologischen Wirksamkeit und der 
wirtschaftlichen Zuverlässigkeit entsprechen müssen. 
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Folglich haben die wallonischen Umweltbehörden sich für ein Maßnahmenpaket entschieden, das 
aus verbindlichen grundlegenden Maßnahmen und bestimmten ergänzenden, sogenannten 
«vorrangigen» Maßnahmen besteht, deren finanzielle Auswirkungen als annehmbar eingeschätzt 
werden, und womit die Forderung nach einer ausgewogenen Bewirtschaftung der Wasserressourcen 
erfüllt wird. 

5. Kritische Punkte und Folgemaßnahmen 

Das Ziel des UVB ist es, den BPFGE im Allgemeinen zu ersetzen, um den wallonischen 
Umweltbehörden einen externen und kritischen Standpunkt zu den eventuellen ökologischen Vor- 
und Nachteilen der unterschiedlichen Maßnahmenpakete zu verschaffen.  

Negative Auswirkungen, die als signifikant einzuschätzen sind, wurden nicht gefunden. Die 
Maßnahmen des BPFGE müssten signifikante oder zumindest neutrale Auswirkungen auf die 
untersuchten Umweltkompartimente als Ganzes haben.  

Allerdings dürften diese Maßnahmen doch negative, als nicht signifikant einzuschätzende, 
Auswirkungen, hauptsächlich im sozioökonomischen Bereich, haben. Es ist wichtig, darauf 
hinzuweisen, dass die Umsetzung bestimmter Maßnahmen durch Interessengruppen oder aufgrund 
ihrer Freiwilligkeit, die stark von den gebotenen Anreizen abhängt, erschwert werden könnte.  

Außerdem wird der Bau und der Betrieb neuer Klärstationen mit einer Erhöhung des Ausstoßes von 
Treibhausgasen einhergehen, die schwache Auswirkungen auf der Ebene der Flussgebietseinheit und 
der Wallonie haben. Dieser Aspekt wird auch bei der Vergabe der Genehmigungen vor dem Bau der 
Klärstationen (Globalgenehmigung) und bei der Anwendung der Betriebsbedingungen, an die sich 
diese Stationen halten müssen, berücksichtigt.  

Die letzten festgestellten negativen Aspekte betreffen die Abfälle, die im Rahmen der Maßnahmen 
selbst, wie z. B. der Abwasserreinigung und der Sanierung verschmutzter Böden, entstehen. Eine 
ständige Kontrolle der Qualität der Klärschlämme und Aufklärungsarbeit würden die 
landwirtschaftliche Verwertung dieser Schlämme verstärken. Der Fall der verunreinigten Böden ist 
ein wenig komplexer, da gewisse Stoffe nicht abbaubar oder verwertbar sind und ihre Rückstände, 
die nur als Reststoffe eingestuft werden können, obligatorisch gelagert oder in einem technischen 
Vergrabungszentren entsorgt werden müssen. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass im 
Allgemeinen die Wahl der anzuwendenden Reinigungstechnik dahingehend gelenkt wird, dass auch 
diese Art der Kollateralwirkungen minimiert wird.   

Ein Plan zur regelmäßigen Überwachung des Qualitätszustands (ökologisch und chemisch) und des 
Umfangs der GWK und der OFWK wird erarbeitet, um die Effizienz des BPFGE zu beurteilen. 
Maßnahmen zur ständigen Überwachung der Auswirkungen des BPFGE auf die Umwelt müssen 
umgesetzt werden. Anhand dieser Maßnahmen muss dann festgestellt werden können, wie groß die 
Diskrepanz zwischen den Zielen und den Ergebnissen ist, und muss dafür gesorgt werden, dass die 
Verpflichtungen, die über mehrere Jahre laufen und sogar länger gelten als der aktuelle BPFGE, 
eingehalten werden. Diesbezüglich wurden von der wallonischen Umweltbehörde übrigens schon 
Regelungen getroffen, die die Erstellung eines Statusberichts aufgrund der bestehenden 
Kontrollnetze sowie verstärkte Kontrollen bezüglich der Grundwasser- und 
Oberflächengewässerkörper ermöglichen. Der Bericht der ständigen Überwachung der Auswirkungen 
des BPFGE auf die verschiedenen Umweltkomponenten wird den aktuell und künftig geltenden 
Plänen und  Programmen beigefügt und wird in den jährlich veröffentlichten Bericht über den 
Zustand der wallonischen Umwelt integriert. 
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6. Schlussfolgerung 

Kein einziges Unterthema des BPFGE hat auf Umweltebene als signifikant eingeschätzte 
Auswirkungen, die erwartungsgemäß negativ ausfallen könnten, und folglich ist für den BPFGE 
"Rhein" keine Entwicklung alternativer Lösungen erforderlich. Die Umweltverträglichkeitsprüfung 
zeigt, dass die Maßnahmen als Ganzes, voraussichtlich deutlich positive Auswirkungen auf 
ökologischen Herausforderungen haben werden. Der BPFGE bildet das Herzstück der Umweltpolitik 
für des wallonischen Teils der Flussgebietseinheit "Rhein". Die im Rahmen der vorliegenden 
Umweltverträglichkeitsprüfung abgegebenen Empfehlungen bezüglich der Maßnahmen können 
daher wie folgt zusammengefasst werden:  

 Sicherstellen, dass die sozioökonomischen, akustischen und energetischen Aspekte, sowie 
diese hinsichtlich der Landschaftsgestaltung und der Luftqualität in den Maßnahmen 
bezüglich der Sanierungsverfahren und bei der Erteilung von Genehmigungen berücksichtigt 
werden. 

 Es sind Maßnahmen zur Wissensbildung erforderlich, die eine Datensammlung bezüglich der 
Auswirkungen des Sanierungsverfahrens auf die Energiebilanz, und eine Aufwertung 
vorhandener Daten bezüglich des Ausstoßes von Treibhausgasen ermöglichen. 

 

 

 


